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Sehr geehrte Kolleginnen, sehr geehrte Kollegen,
die Tarifverhandlungen im öffentlichen Dienst für Bund und Kommunen 
bestimmen auch weiterhin im Schwerpunkt unsere aktuelle Arbeit und 
Herausforderung. Momentan müssen wir feststellen, dass die Arbeitgeber-
seite auch nach der zweiten Verhandlungsrunde am 22. und 23. Februar in 
Potsdam kein akzeptables Angebot vorgelegt hat. Dieses Verhalten war 
auf der einen Seite zu erwarten, sind wir doch schon im Herbst des ver-
gangenen Jahres davon ausgegangen, dass wir es in dieser Runde mit sehr 
schwierigen und gegensätzlichen Verhandlungen zu tun haben werden. 

Dass die Arbeitgeberseite aber weiterhin derart mauert, wirkt auf die Be-
troffenen im Minimum befremdlich und ist aus meiner Sicht auch durch 
nichts zu rechtfertigen. 

 < Unsere Forderungen
Dabei haben sich die Randdaten und Grundvoraussetzungen bislang nicht 
geändert. Weder unsere Forderungen von 10,5 Prozent und mindestens 
500 Euro mehr Einkommen noch die wirtschaftlichen und gesellschaftli-
chen Rahmenbedingungen, mit denen sich unsere Beschäftigten tagtäglich 
auseinanderzusetzen haben. Nach wie vor ist die Inflationsrate außeror-
dentlich hoch, spürbar für alle Beteiligten und es geht im Kern vor allem 
darum, Realeinkommensverluste für unsere Beschäftigten zu vermeiden. 

 < Fachkräftemangel ist zunehmend spürbar
Was unsere Kolleginnen und Kollegen aber zunehmend spüren, ist auch hier 
der Fachkräftemangel, der es zunehmend schwieriger macht, geeignetes und 
motiviertes Personal für unsere Tätigkeiten zu gewinnen und den Nach-
wuchs auch für die kommenden Jahre zu sichern. Der öffentliche Dienst wird 
Angebote machen müssen, auch in finanzieller und perspektivischer Hin-
sicht, damit wir die große Last des Aufgabenzuwachses in der Zukunft be-
wältigen können. Aber diese Angebote vermissen wir seitens der Arbeitge-
berseite, zumindest auf Ebene des Bundes und der Kommunen nach wie vor. 

 < Unsere Aktionen schreiten voran 
Wir haben in den letzten Wochen, insbesondere seit der ersten Tarifrunde, 
diverse Aktionen im Bundesgebiet sowie auch in Niedersachsen und vor 
allem im Rahmen der Demonstration des dbb und des NBB in Hannover am 
28. Februar durchgeführt. Dabei ist die Stimmung unserer Kolleginnen und 
Kollegen, unabhängig von ihrem jeweiligen beruflichen Hintergrund, nahe-
zu identisch. Unsere Menschen im öffentlichen Dienst sind es leid, dass ihre 
Leistungen allenthalben anerkannt und beklatscht werden, wenn es aber 
um die persönliche Bezahlung geht, keine Unterstützung seitens der Arbeit-
geber zu erwarten ist. 

Insbesondere in den Kommunen spüren unsere Bürgerinnen und Bürger 
ganz direkt, ob sie sich auf den Staat verlassen können. Wir erleben aber 
zunehmend, dass vor dem Hintergrund der Personalknappheit und der 
zunehmenden Aufgabenzuweisung eine Daseinsvorsorge für die Menschen 
in diesem Land nur noch eingeschränkt zu realisieren ist. Es muss endlich 
in den Köpfen der Verantwortlichen ankommen, dass es in dieser Tarif-
runde um deutlich mehr geht, als wir es in der Vergangenheit gewohnt 
waren. 

 < Finanzielle Lage sollte 
kein Hindernis sein

Darüber hinaus hören wir seitens 
der Arbeitgeber die immer gleichen 
Narrative. Die öffentlichen Kassen 
sind leer, die Forderungen der Ge-
werkschaften im Ergebnis nicht zu 
finanzieren. Hinsichtlich der Finanz-
belastung der Kommunen mag man 
durchaus akzeptieren, dass diese 
angesichts der anstehenden Her-
ausforderungen absolut ange-
spannt sind. Diese Anspannung darf 
und kann aber nicht auf dem Rücken 
der Beschäftigten gelöst werden. Es 
muss endlich gelingen, dass die 
Kommunen mit akzeptablen finan-
ziellen Möglichkeiten ausgestattet 
werden. Hier liegt eine große Verantwortung des Bundes, aber auch der 
einzelnen Bundesländer, die allesamt gerne Aufgaben und Zuständigkeiten 
an die Kommunen übertragen, gleichzeitig aber nicht bereit sind, diese mit 
entsprechenden Finanzmitteln auszustatten. 

Ein deutliches Indiz war beispielsweise der durchgeführte Flüchtlingsgipfel 
im Februar dieses Jahres. Die Last der Kommunen dahingehend, die vielen 
Geflüchteten, insbesondere aus der Ukraine, unterzubringen, ist anerkann-
termaßen hoch. Dass die Bundesinnenministerin aber gleichzeitig und nahe-
zu reflexartig betont, dass zusätzliche Finanzzuweisungen des Bundes nicht 
zu erwarten sind, trifft auch uns schwer. Denn es sind unsere Kolleginnen 
und Kollegen, die gerade alles daransetzen, die zu uns geflüchteten Men-
schen bestmöglich unterzubringen und zu versorgen. 

Im Hinblick auf dieses Thema hat der dbb Vorsitzende Ulrich Silberbach 
kürzlich einen nationalen Kraftakt und eine konzertierte Aktion von Bund, 
Ländern und Kommunen gefordert, um die migrationspolitische Heraus-
forderung ein für alle Mal in kontrollierte, finanzielle und infrastrukturell 
gesicherte Bahnen zu lenken. Dieser Forderung kann man sich nur anschlie-
ßen, denn auch hier wird wieder deutlich, wie sehr insbesondere der Bund 
durch unterschiedliches Kompetenzgerangel oder – um es noch deutlicher 
zu formulieren – durch Verschiebung von Zuständigkeiten dieses Land und 
im Ergebnis die Probleme erneut auf dem Rücken der Betroffenen und 
gleichzeitig unserer Beschäftigten austrägt. 

 < Das Aushöhlen der Funktion des Staates  
soll verhindert werden

Was wird dadurch deutlich? Die Tarifverhandlungen sind ein für uns natür-
lich wesentlicher Baustein, wenn es um die Zukunft unserer Beschäftigten 
geht. Gleichzeitig sind sie aber auch nur ein Teil eines nationalen Kraftaktes, 
um dieses Land endlich wieder zum Laufen zu bringen. Wenn der öffentli-
che Dienst, dabei in dieser aktuellen Runde insbesondere die Beschäftigten 
aus Bund und Kommunen, weiter hinten runterfällt dann wird das Funk-
tionieren dieses Staates letztendlich ausgehöhlt und weiter im Minimum 

 < Zur Sache
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handlungseingeschränkt. Diese Entwicklung gilt es, gemeinsam zu ver-
hindern. 

Unabhängig vom Ausgang dieser Verhandlungen blicken wir schon jetzt 
auf die bevorstehenden Tarifverhandlungen der Länder im Herbst. 

Viele unserer Kolleginnen und Kollegen, die Beschäftigten im Landesdienst 
und im Ergebnis auch unsere Beamtinnen und Beamten, blicken schon jetzt 
mit Sorge auf das, was auf uns zukommt. Es gilt jetzt, sich zusammenzu-
schließen, um den Kolleginnen und Kollegen aus Bund und Kommune zur 
Seite zu stehen und dann im weiteren Schritt gleichermaßen zugunsten 
unserer Landesbeschäftigten etwas zu erreichen. 

Die Unterfinanzierung des öffentlichen Dienstes muss endlich beendet 
werden. Dafür gilt es, alle Kräfte zu bündeln, und ich darf schon jetzt die-
jenigen, die ganz aktuell durch gezielte Aktionen und Demonstrationen für 
unsere Rechte streiten, herzlich danken. Ich bin überzeugt davon, dass es 
uns gelingen wird, gemeinsam zu einem guten Ergebnis zu kommen, um 
den öffentlichen Dienst und seine hier Beschäftigten zukunftsfähig auszu-
statten.

 < Kritischer Blick auf die Bildungspolitik
Auch in der Niedersächsischen Landespolitik stehen uns derzeit und in 
nächster Zukunft schwere Gespräche bevor. Die neue Landesregierung ist 
mittlerweile über 100 Tage im Amt und darf sich eines kritischen Blickes 
unserer Organisation sicher sein. Insbesondere in der Bildungspolitik haben 

wir in der vergangenen Zeit deutlich wahrgenommen, in welch hoch 
schwieriger Situationen wir uns für Schülerinnen und Schüler, für die be-
troffenen Eltern, aber auch für unsere Kolleginnen und Kollegen befunden 
haben. Diese Erkenntnis ist keinesfalls neu und trifft auf weite Teile der 
öffentlichen Verwaltung zu. Konkrete Konzepte, vor allem solche, die nicht 
auf zusätzliche Einschränkungen ausgerichtet sind, sondern tatsächliche 
Entlastungen und Verbesserungen für unsere Beschäftigten erkennen 
lassen, vermissen wir nach wie vor.

Gleichwohl wird der Niedersächsische Beamtenbund und Tarifunion zu-
sammen mit seinen Mitgliedsgewerkschaften auch weiterhin alles daran-
setzen, in einem Konsens mit der Landespolitik eben diese dringend er-
forderlichen Konzepte voranzutreiben, um endlich die notwendigen 
Verbesserungen herbeizuführen.

Schon jetzt danke ich für Ihre und Eure Unterstützung.

Ihr/euer

  
 
 

Alexander Zimbehl,
1. Landesvorsitzender NBB

Einkommensrunde 2023 Bund und Kommunen – 
Warnstreik und Großdemo am 28. Februar 2023 in Hannover
Rund 1 500 Demonstrierende haben gemeinsam aus vielen Bereichen 
des öffentlichen Dienstes ein starkes Signal gesetzt und der Arbeit-
geberseite durch diese Großdemo in Niedersachsen deutlich gemacht, 
dass wir dieses Auftreten der Arbeitgeber in den Tarifverhandlungen 
nicht mehr akzeptieren.

 < „Dieses Angebot ist eine 
Mogelpackung“

Die Arbeitgebenden haben in 
der zweiten Verhandlungsrunde 
der Einkommensrunde 2023 am 
22./23. Februar 2023 ein Ange-
bot vorgestellt, das bei näherer 
Betrachtung eine Mogelpa-
ckung ist. Insbesondere den von 
den Gewerkschaften geforder-
ten Mindestbetrag lehnt die 
VKA kategorisch ab. 

Diese Entwicklung war zu be-
fürchten und rief unsererseits 
sowie von den Gewerkschaften 
und Verbänden eine entspre-
chende Reaktionen hervor. Aus 

diesem Grunde haben wir mit 
dem dbb zur Demonstration am 
28. Februar 2023 auf dem Ernst-

August-Platz vor dem Haupt-
bahnhof in Hannover aufgeru-
fen.

Alexander Zimbehl, 1. Landes-
vorsitzender des NBB Nieder-
sächsischer Beamtenbund und 
Tarifunion, betonte bei seiner 
Rede, „dass die Kolleginnen und 
Kollegen keinerlei Verständnis 
mehr für die Hinhaltetaktik und 
Mogelpackungen der Arbeitge-
berseite haben. 

Gerade in Anbetracht der Infla-
tion und immer wieder von der 
Politik geäußerten Wertschät-
zung brauchen wir jetzt Taten, 
die wir in der Tasche spüren“, for-
derte er unter dem lautstarken 
Applaus der Demonstrierenden. 

Auch im Umgang mit den Be-
schäftigten des öffentlichen 
Dienstes brauche es eine „Zei-
tenwende: Wertschätzung heißt 
leistungsgerechte Bezahlung, 
moderne Arbeitsbedingungen 
und verlässliche Perspektiven für 
junge Menschen. Jeder Arbeitge-
ber, der in diesen Punkten nicht 
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liefert, hat heute schon verloren 
und wird es morgen nicht mehr 
schaffen, Leute zu finden und 
dauerhaft zu binden, um die an-
stehenden Aufgaben zu über-
nehmen. Im Bereich der Daseins-
vorsorge ist ein solches Szenario 
schlicht keine Option, denn da-
mit brächten wir unsere wirt-
schaftliche und gesellschaftliche 
Stabilität gleichermaßen in Ge-
fahr“, mahnte Zimbehl.

Bund und VKA seien daher gut 
beraten, in der nächsten Ver-
handlungsrunde endlich die 
richtigen Weichen für einen 
auch in Zukunft funktionieren-
den Staatsdienst zu stellen. 

 < „Betontaktik der  
Arbeitgeber ist  
zukunftsfeindlich“

Die Geduld der Beschäftigten 
mit den Arbeitgebern in der 
laufenden Einkommensrunde 
für den öffentlichen Dienst von 
Bund und Kommunen ist „am 
Anschlag“, stellte der dbb Bun-
desvorsitzende vor über tau-
send Demonstrierenden in 
Hannover fest, die dem Aufruf 
zur zentralen Protestkundge-
bung gefolgt waren

„Die Betontaktik der Arbeitge-
ber ist zukunftsfeindlich. Sie 
bremst uns aus, sie schätzt uns 
nicht wert und sie sendet fata-
le Signale an den so dringend 
über all unsere Branchen hin-
weg benötigten Berufsnach-
wuchs“, kritisierte Silberbach.

 < „Die Arbeitgeber sollen 
endlich ein anständiges 
Angebot auf den Tisch 
legen“

Dr. Peter Specke, 2. Landes-
vorsitzender des NBB und  
Vorsitzender der komba ge-
werkschaft Niedersachsen, kri-
tisierte die „Leere-Taschen-
Rhetorik“ insbesondere der 
kommunalen Arbeitgeberver-
bände (VKA): 

„Der Tariftisch ist der falsche 
Ort, um die finanziellen Proble-
me der kommunalen Haushalte 
zu lösen. Wir streiten gar nicht 
ab, dass hier Handlungsbedarf 
besteht, aber die Beschäftigten 
sind definitiv nicht die richti-
gen Adressaten in dieser Ange-
legenheit. Wir werden nicht zu-
lassen, dass die Altschulden auf 
unserem Rücken abgeladen 
werden“, machte Specke deut-
lich. „Die finanzielle Lage bei-
spielsweise der Kitaerzieherin 
oder des Bauhofmitarbeiters 
ist viel dramatischer als die des 
Stadt- und Staatssäckels, zumal 
die Kommunen erwiesenerma-
ßen Einnahmen verzeichnen 
und im letzten Jahr sogar einen 
Nettoüberschuss erzielt ha-
ben.“ 

Die Arbeitgeber sollten aufhö-
ren, „Scheindiskussionen zu 
führen und endlich ein anstän-
diges Angebot auf den Tisch le-
gen“, forderte Specke.

 < Hintergrund und  
Forderungen

Vom Tarifvertrag für den öffent-
lichen Dienst (TVöD) sind insge-
samt über 2,5 Millionen Be-
schäftigte direkt oder indirekt 
betroffen. Unsere berechtigten 
Forderungen für eine faire aktu-
elle Anpassung sind:

 > Erhöhung der Tabellenentgel-
te um 10,5 Prozent, mindes-
tens 500 Euro, bei einer Lauf-
zeit von 12 Monaten

 > Erhöhung der Ausbildungs-, 
Studierenden- und Praktikan-
tenentgelte um 200 Euro so-
wie eine unbefristete Azubi-
Übernahme

 > Zeitgleiche und systemge-
rechte Übertragung des Volu-

mens auf den Bereich der Be-
amtinnen und Beamten sowie 
Versorgungsempfängerinnen 
und Versorgungsempfänger 
des Bundes

 > Reduzierung der 41-Stunden-
Woche im Bereich der Bun-
desbeamtinnen und -beam-
ten

 > Verlängerung des Tarifver-
trags zur Gewährung von Al-
tersteilzeit

Betroffen sind folgende Tarif-
Bereiche: TVöD, TV-BA, Tarifver-
träge für die Träger der Deut-
schen Rentenversicherung, 
Tarifverträge für die Träger der 
DGUV, Tarifverträge für die Bun-
desbank, des TV-Fleischuntersu-
chung (VKA) und TV-V sowie TV-
AVH. Die Auszubildenden und 
Schüler(innen), Praktikantin-
nen/Praktikanten und dual Stu-
dierenden nach dem TVAöD 
(BBiG und Pflege) TVPöD, TVSöD 
und TVHöD sowie in den ande-
ren aufgezählten Tarifbereichen 
sind ebenfalls umfasst.

Die dritte und vorerst letzte ter-
minierte Verhandlungsrunde ist 
für den 27./28. März 2023 in 
Potsdam geplant.  
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Diverse Aktionen unserer Mitgliedsgewerkschaften 
 < komba

Am 26. Januar 2023 wurde die 
Kommunalgewerkschaft komba, 
Fachgewerkschaft der kommu-
nalen Beschäftigten im dbb, mit 
ersten Warnstreiks anlässlich der 
Einkommensrunde für die Be-
schäftigten von Bund und Kom-
munen in Niedersachsen aktiv.

Aktionsschwerpunkte waren 
dabei unter anderem die Berei-
che Stadt und Landkreis Lüne-
burg, Stadt und Landkreis Peine, 
Stadt Salzgitter, Landkreis We-
sermarsch, Stadt Göttingen mit 
Göttingen Entsorgungsbetrie-
ben sowie die Stadt Buchholz 
(Baubetriebshof).

Die Bürgerinnen und Bürger 
mussten sich auf kurzfristige Ak-
tionen und Arbeitsniederlegun-
gen in den Bereichen wie Kita, 
Entsorgung, Verwaltung, Bür-
gercenter et cetera einstellen. In 
den Kitas wurden die Eltern früh-
zeitig über die Warnstreiks mit 
Elternbriefen informiert.

In Salzgitter und Peine fanden 
Demonstrationszüge mit an-
schließenden Kundgebungen in 
den Innenstädten statt. 

komba Sprecher Oliver Haupt: 
„Mit den Warnstreiks wollen wir 
unserer Forderung nach einer li-
nearen Erhöhung der Entgelte 
um 10,5  Prozent, mindestens 
500 Euro, Nachdruck verleihen. 
Die Arbeitgeber haben in der 
ersten Verhandlungsrunde kein 
Angebot vorgelegt. Die Inflati-
on trifft unsere Kolleginnen und 
Kollegen hart. Daneben erreicht 
der Fachkräftemangel in den 
Kommunen inzwischen ein Aus-
maß, dass die Handlungsfähig-
keit der Kommunalverwaltung 
akut gefährdet ist. Aus beiden 

Gründen brauchen wir eine sat-
te Erhöhung der Entgelte und 
werden dafür in den nächsten 
Wochen auf der Straße kämp-
fen.“

Ab dem 15. Februar 2023 hat die 
komba ihre Warnstreiks anläss-
lich der Einkommensrunde für 
die Beschäftigten von Bund und 
Kommunen in Niedersachsen 
fortgesetzt. Aktionsschwer-
punkte waren dabei unter  
anderem die Bereiche Stadt 
Göttingen mit Göttingen Ent-
sorgungsbetrieben, Stadt Nord-
horn sowie die Stadt Wolfen-
büttel, die Stadt Salzgitter und 
Bereiche der Stadt Braun-
schweig, die Stadt Hameln, die 
Stadt Hannover mit dem Zweck-
verband Abfallwirtschaft (aha), 
die Stadt Laatzen sowie Stadt 
und Landkreis Lüneburg.

Die Bürgerinnen und Bürger 
mussten sich auf zum Teil kurz-
fristige Aktionen und Arbeits-
niederlegungen einstellen.

 < GeNi

Beschäftigte aus dem Gesund-
heitsbereich in Niedersachsen 
haben in aktiven Mittagspau-
sen für eine angemessene Ein-
kommenserhöhung demons-
triert. 

GeNi: Wir wollen Respekt! 

Nach dem enttäuschenden Aus-
gang der ersten Verhandlungs-
runde in Potsdam haben sich 
am 1. Februar 2023 Beschäftig-
te und Mitglieder der GeNi – Ge-
werkschaft für das Gesund-
heitswesen an verschiedenen 
Klinikstandorten in Niedersach-
sen zu Protesten zusammen-
gefunden.

Vor dem AWO Psychiatriezen-
trum in Königslutter unter-
stützte dbb Tarifchef Volker Ge-
yer die Demonstrierenden:

„Man sollte glauben, die Pande-
mie habe auch dem Letzten 
deutlich gemacht, dass gute 
Pflege nicht aus der Portokasse 
zu bezahlen ist. Wir brauchen 
mehr gut ausgebildete Pflege-
rinnen und Pfleger und wir müs-
sen den Kolleginnen und Kolle-
gen, die sich heute schon 
tagtäglich aufopfern, eine ange-
messene Bezahlung zukommen 
lassen. Wenn die Arbeitgeber 
das bis heute noch nicht begrif-
fen haben und in der Krise für 
alles und jeden Geld da ist, nur 
nicht für den öffentlichen 
Dienst, dann müssen wir uns 
wehren.“

Der 1. Vorsitzende der GeNi,  
Jens Schnepel, forderte mehr 
Wertschätzung für das Pflege-
personal: „Wieder bleibt ein  
Signal der Anerkennung durch 
die Arbeitgeber für die belasten-
den Tätigkeiten im Krankenhaus 
aus! Pflege ist Arbeit am  
Menschen. Deswegen demons-
trieren wir für mehr Respekt, 
Wertschätzung, bessere Arbeits-
bedingungen und Entgelt!“

 < BDZ

Blockade der Arbeitgeber ist 
eine Anmaßung!

Beschäftigte des Hauptzollamts 
Münster und der Generalzolldi-
rektion trafen sich am 30. Januar 
2023 ebenfalls zu einer aktiven 
gewerkschaftlichen Mittags-
pause. Zu der Protestaktion hat 
der Vorsitzende des BDZ-Orts-
verbands Münster, Matthias 
Westphal, aufgerufen. Zahlrei-
che BDZ-Mitglieder zeigten die 
Bereitschaft, sich für die berech-
tigten Forderungen in der Ein-
kommensrunde mit Bund und 
Kommunen einzusetzen.

Adelheid Tegeler, Mitglied der 
dbb Bundestarifkommission 
und stellvertretende BDZ-Bun-
desvorsitzende, informierte 
über den aktuellen Stand der Ta-
rifrunde und kritisierte in ihrer 
Rede die Haltung der Arbeitge-
berseite. In der derzeitigen Situ-
ation seien die Blockaderituale 
der Arbeitgebenden eine Anma-
ßung und führten zu noch mehr 
Unmut bei den Kolleginnen und 
Kollegen des Zolls.

 < VAB

Die Standortgruppe des VAB 
Westerstede hat vor dem Bun-
deswehrkrankenhaus in Wester-
stede einen Warnstreik sowie 
eine aktive Mittagspause mit ei-
nigen Mitgliedern der GeNi zu-
sammen durchgeführt.   
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Fahrradleasing für den öffentlichen Dienst in Niedersachsen?
In der vergangenen Legislatur-
periode gab es zum Thema Fahr-
radleasing zwei Entschließungs-
anträge: am 27. August 2019 
von der Fraktion Bündnis 90/
Grüne „Mit dem Rad zur Arbeit: 
Dienstfahrräder auch für den 
öffentlichen Dienst in Nieder-
sachsen“ (LT-Drs. 18/4448) und 
am 10. Mai 2022 von den Frak-
tionen SPD und CDU „Nieder-
sachsen ist Fahrradland: Fahr-
radleasing-Angebote für alle 
Beschäftigten im öffentlichen 
Dienst ermöglichen“ (LT-Drs. 
18/11199). Inhaltlich waren die 
Anträge unterschiedlich. 

 < Bei dem Antrag von 
Bündnis 90/Grüne heißt 
es: 

„Der Landtag fordert die Lan-
desregierung auf, 

1. zur Förderung der klimaneu-
tralen Mobilität auch in Nieder-
sachsen die besoldungsrechtli-
chen Voraussetzungen dafür zu 
schaffen, dass vom Dienstherrn 
geleaste Dienstfahrräder, Pede-
lecs und E-Bikes den Beamtin-
nen und Beamten und den Rich-
terinnen und Richtern im 
Rahmen einer Entgeltumwand-
lung zur privaten Nutzung über-
lassen werden können,

2. die Bundesregierung aufzufor-
dern, gemeinsam mit allen Bun-
desländern und deren Tarifpart-
nern lösungsorientiert darüber 
zu verhandeln, dass entsprechen-
de Regelungen auch für Ange-
stellte zur Anwendung kommen,

3. dem vorgelagert ein entspre-
chendes Radleasingmodell in der 
Landesregierung, den Behörden 
und sonstigen öffentlichen Stellen 
des Landes einzuführen und für 
die Durchführung einen externen 
Dienstleister zu beauftragen.“

 < Entschließungsantrag 
Fraktionen SPD und CDU

Der Inhalt dieses Antrags laute-
te: „Der Landtag bittet die Lan-
desregierung,

1. um Berichterstattung über 
Erfahrungen und Best-Practice-
Beispiele von angestrebten und 
eingeführten Leasingmodellen 
für Beschäftigte des öffentli-
chen Dienstes in anderen Bun-
desländern im Ausschuss für 
Wirtschaft, Arbeit, Verkehr und 
Digitalisierung,

2. anschließend an eine gefun-
dene Tariflösung diese auf das 
Niedersächsische Besoldungs-
gesetz (NBesG) zu übertragen 
und so zu ändern, dass über das 
Land Niedersachsen bezie-
hungsweise durch einen beauf-
tragten Dienstleister geleaste 
Dienstfahrräder, Pedelecs und 
E-Bikes für die Beamtinnen und 
Beamten sowie für die Richte-
rinnen und Richter in Nieder-
sachsen im Rahmen einer Ent-
geltumwandlung zur privaten 
Nutzung überlassen werden 
können.“

 < Ausschussberatungen

Beide Anträge wurden in diver-
sen Ausschüssen des Landtags 
beraten. Im Ausschuss für Haus-
halt und Finanzen im Juni 2022 
gab das Finanzministerium dazu 
eine Stellungnahme ab und äu-
ßerte sich unter anderem wie 
folgt: „Das Dienstradleasing be-
rührt sowohl Fragen des Tarif- 
als auch des Besoldungsrechts. 

Für eine Umsetzung des Dienst-
radleasings im Besoldungs-
recht, sofern diese politisch ge-
wollt ist, müsste lediglich das 
Besoldungsgesetz um einen Pa-
ragrafen erweitert werden, der 
eine Entgeltumwandlung mög-
lich macht. Andere Länder ha-
ben eine solche Gesetzesände-
rung bereits vorgenommen.

Eine Umsetzung im Tarifbe-
schäftigtenbereich ist hingegen 
schwieriger. Die TdL hat das 
Dienstradleasing jahrelang ab-
gelehnt. Da aber einige Länder 
eine entsprechende Regelung  
in ihre Besoldungsgesetze auf-
genommen haben und das 
Dienstradleasing auch ihren 

Tarifb eschäftigten ermöglichen 
wollen, hat es Anfang des Jahres 
(2022) eine Abstimmung in  
der TdL gegeben, wonach es  
Ländern mit Regelungen zum 
Dienstradleasing im Besol-
dungsrecht im Sinne einer Öff-
nungsklausel ermöglicht wird, 
dahin gehende landesbezirkli-
che Tarifverhandlungen zu füh-
ren. Da einige Mitgliedsländer 
der TdL das Dienstradleasing kri-
tisch betrachten, führt die TdL 
entsprechende Verhandlungen 
nicht selbst.“ 

Für die CDU führte Ulf Thiele aus, 
das es aus Sicht seiner Fraktion 
nicht positiv zu bewerten wäre, 
wenn ein Teil der Landesbe-
diensteten ein Angebot fürs 
Dienstradleasing bekämen und 
ein anderer nicht, da es keine Un-
gleichbehandlung von Beamten 
und Tarifbeschäftigten geben 
solle. Grundsätzlich folge man 
dem Prinzip, dass die Beamten-
besoldung der Tarifvergütung 
folge, dass also, wenn Tarifab-
schlüsse vorlägen, die Beamten-
besoldung entsprechend ange-
passt werde. An dieser Stelle 
würden die beiden Bereiche 
dann auseinanderklaffen. Auch 
würde es nicht zu einem guten 
Arbeitsklima beitragen, wenn 
entsprechende Möglichkeiten 
nur für einen Teil der Bedienste-
ten bei inhaltlich gleicher Be-
schäftigung eröffnet würden. In-
sofern sei es sinnvoll, zunächst 
die tarifvertragliche Problematik 
zu lösen, bevor das Besoldungs-
gesetz geändert werde – unab-
hängig von der Frage, wie eine 
Umsetzung organisatorisch aus-
gestaltet werde. 

Die SPD-Fraktion durch Frank 
Henning wies daraufhin, dass es 
im Antrag der Koalitionsfraktio-
nen im ersten Punkt darum 
gehe, dass das Verkehrsministe-
rium Best-Practice-Beispiele aus 
anderen Bundesländern zusam-
mentragen und dem Landtag 
Ideen vorstellen solle. Der we-
sentliche Punkt des Antrags sei 
der zweite. Die Haltung der Ge-
werkschaften in diesem Punkt 

sei kritisch zu sehen. Nach seiner, 
Hennings, Auffassung sei es 
nicht im Interesse der Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer, 
eine entsprechende Vereinba-
rung in den Tarifverträgen abzu-
lehnen, da sie eine solche Rege-
lung wollten. Zwar könne es sein, 
dass die Entgeltumwandlung zu 
einer Verringerung bei den Sozi-
alversicherungsbeiträgen führe, 
dies sei unter dem Strich aber 
hinnehmbar. In der Abwägung 
sei es wichtiger, das Dienstrad-
leasing voranzubringen.

Die Beschlussempfehlung des 
federführenden Ausschusses für 
Wirtschaft, Arbeit und Digitali-
sierung lautete schließlich An-
nahme des Antrags der Fraktio-
nen SPD und CDU und Ablehnung 
des Antrags von Bündnis 90/
Grüne. Bei der abschließenden 
Beratung im Landtag am 22. 
September 2022 wurde dem zu-
gestimmt. Im Rahmen der De-
batte sagte Sabine Tippelt (SPD) 
unter anderem: „Die Gewerk-
schaften unterstützen unseren 
Vorschlag. Damit ist der Weg 
frei, im Rahmen der nächsten Ta-
rifverhandlungen Vorteile des 
Radleasings für die Beschäftig-
ten im öffentlichen Dienst zu er-
möglichen. Die SPD wird in die-
sem Prozess eine aktive Rolle 
einnehmen. Sobald die Einigung 
umgesetzt wurde, werden wir 
die Regelung kurzfristig auf un-
sere Beamtinnen und Beamten 
übertragen. So wird der Grund-
satz, dass es keine Ungleichbe-
handlung der Beamtinnen und 
Beamten und der Beschäftigten 
geben soll, eingehalten.“ Gerda 
Hövel (CDU) wies ebenfalls dar-
aufhin, dass Fahrradleasing für 
alle möglich sein muss. Eva Vie-
hoff (Bündnis 90/Grüne) kriti-
sierte, dass, es wenn man es 
ernst meine, dass Niedersachsen 
ein Fahrradland sei, wenigstens  
ein Gesetz zur Änderung des 
Niedersächsischen Besoldungs-
gesetzes hätte eingebracht wer-
den können, um damit zumin-
dest für die Beamten und 
Beamtinnen die Möglichkeit des 
Dienstfahrradleasings ermög-
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lichen zu können. So bliebe am 
Ende der Legislaturperiode  
nicht mehr als eine Absichtser-
klärung.

 < Erneuter Entschlie-
ßungsantrag in dieser 
Legislaturperiode

Am 17. Januar 2023 wurde dann 
erneut ein Entschließungsan-
trag der jetzigen Regierungs-
fraktionen eingebracht: „Nie-
dersachsen sattelt auf: mit 
Fahrradleasing in Richtung Mo-
bilitätswende“ (LT-Drs. 19/312). 
Die Forderungen diesmal: „Um 
die Attraktivität kostengünsti-
ger, gesunder und klimaneutra-
ler Mobilität noch weiter zu 
steigern, bittet der Landtag die 
Landesregierung,

1. dem Landtag einen Entwurf 
zur Änderung des Niedersächsi-
schen Besoldungsgesetzes 
(NBesG) vorzulegen, damit vom 
Dienstherrn geleaste Dienst-
fahrräder, Pedelecs und E-Bikes 
für die Beamtinnen und Beam-

ten sowie für die Richterinnen 
und Richter in Niedersachsen 
im Rahmen einer Entgeltum-
wandlung zur privaten Nutzung 
überlassen werden können, 

2. ein entsprechendes attrakti-
ves Fahrradleasingmodell für 
die Landesverwaltung einzu-
führen und für die Durchfüh-
rung, analog den Best-Practice-
Erfahrungen anderer 
Bundesländer, einen Dienstleis-
ter zu beauftragen,

3. in Zusammenarbeit mit den 
anderen 14 Bundesländern der 
Tarifgemeinschaft deutscher 
Länder (TdL) und den weiteren 
Tarifpartnern ähnliche Regelun-
gen, analog zu den Vorgaben 
für kommunale und Bundes-
tarifbeschäftigte, auch für Lan-
destarifbeschäftigte voranzu-
bringen.“

 < Plenardebatte

In der Plenardebatte am 26. Ja-
nuar 2023 sagte Sabine Tippelt 

(SPD): „Für uns als rot-grüne Ko-
alition sind die weiteren Schrit-
te klar: Wir bitten die Landes-
regierung, dem Landtag eine 
entsprechende Änderung des 
Besoldungsgesetzes vorzule-
gen. Daran anschließend soll 
ein attraktives Leasingmodell 
für die Landesverwaltung ein-
geführt werden, wozu es genü-
gend Beispiele aus anderen 
Bundesländern gibt. Liebe  
Kolleginnen und Kollegen, wir 
wollen aber auch die vielen 
Tarifb eschäftigten in unserer 
Landesverwaltung nicht ver-
gessen. Daher setzen wir dar-
auf, in Zusammenarbeit mit 
den anderen 14 Bundesländern 
der Tarifgemeinschaft deut-
scher Länder eine ähnliche Re-
gelung zu erreichen. Zwar lie-
gen die Beratungen noch vor 
uns, ich bin mir aber sicher, dass 
wir diese aufgrund der langen 
Vorgeschichte schnell abschlie-
ßen können.“ 

Die CDU hingegen forderte erst 
einmal, eine Bedarfsabfrage un-

ter den Beschäftigten, ob über-
haupt Bedarf bestehe, durchzu-
führen. Wirtschaftsminister 
Olaf Lies (SPD) sagte unter an-
derem: „Ich will aber auch sa-
gen: Wir wollen ganz bewusst 
nicht darauf warten, dass sich 
die Tarifvertragsparteien eini-
gen. Sie werden sich vielleicht 
auch entsprechend einigen, 
aber das hätte viel mehr Zeit ge-
kostet. Und warum sollen wir 
die Zeit, die wir bis dahin haben, 
nicht nutzen, um den Umstieg 
zu ermöglichen?“

Dieser Antrag wurde in der  
9. Plenarsitzung am 22. Februar 
2023 mit der Ergänzung unter 
Punkt 3, „Anzustreben ist die 
zeitgleiche Einführung des Fahr-
radleasing-Angebotes für die 
Tarifbeschäftigen und die Be-
amtinnen und Beamten des 
Landes Niedersachsen“, ange-
nommen. Der federführende 
Ausschuss für Wirtschaft, Ver-
kehr, Bauen und Digitalisierung 
empfiehlt, den Antrag unverän-
dert anzunehmen.  

Aktuelles aus den Mitgliedsverbänden
In dieser Ausgabe geben wir einen kurzen 
Überblick über aktuelle Presseinformationen 
unserer Mitgliedsverbänden.

 < Berufsschullehrer-
verband Niedersachsen 
(BLVN)

 < Philologenverband  
Niedersachsen (PHVN)

 < Verband Bildung und  
Erziehung (VBE)

 < Verband Nieder-
sächsischer Lehrkräfte  
(VNL)

Zum Gutachten der SWK (Stän-
dige Wissenschaftliche Kom-
mission) der Kultusminister-
konferenz zum „Lehrermangel“ 
haben sich sowohl der VBE un-
ter dem Titel „Klare Absage zu 
Empfehlungen zur Bekämp-
fung der Personalnot!“ als auch 

der VNL/VDR 
unter ande-
rem mit der 

Aussage 
„Die Emp-
fehlungen 
lesen sich 

wie das Drehbuch ei-
nes schlechtes Films“ 
sowie der PHVN ge-

äußert. 

Zum Ende 
des 1. Schulhalbjahres gab es 
dann Statements ebenfalls al-
ler drei Verbände zur Unter-
richtsversorgung und der da-
mit verbunden Besetzung von 
offenen Lehrerstellen, da aus 
ihrer Sicht mittlerweile ein ek-
latanter Lehrermangel be-
steht.

Der BLVN forderte in diesem Zu-
sammenhang einen „Doppel-
Wumms“ bei der Nachwuchs-
gewinnung. 

Thema waren auch die Be-
schlüsse der Jahresauftaktklau-
sur des Landeskabinetts sowie 
100 Tage rot-grüne Bildungs-
politik in Niedersachsen. Es sei 
jetzt genug der Diagnosen, es 
müsse angepackt und Probleme 
gelöst werden.

 < Deutsche Polizeigewerk-
schaft (DPolG)

Zahlreiche 
Themen be-

schäftigten in den letzten Wo-
chen die DPolG. Es ging um die 
Diskussion „E-Scooter und Alko-
hol“, das bislang nicht eingelös-
te Wahlversprechen der Erhö-
hung und Ruhegehaltsfähigkeit 
der Polizeizulage, über das erst 
in der nächsten Haushalts-

klausur der Landesregierung 
entschieden werden soll, die 
Fachtagung „Gewalt gegen Ret-
tungskräfte, Feuerwehr und Po-
lizei“ und die Aktionen der Kli-
maaktivisten, bei denen zwar 
die Intention nachvollziehbar 
sei, aber Botschaft und Handeln 
aus Sicht der DPolG nicht zu-
sammenpassen. 

 < Deutsche Steuer- 
Gewerkschaft (DSTG)

Dass es zu-
sätzliche Aus-

bildungsmöglichkeiten in der 
Laufbahngruppe 2 in der Steuer-
verwaltung geben wird, wird 
von der DSTG ausdrücklich be-
grüßt. Gleichzeitig wird aber 
auch gefordert, die Einstellungs-
zahlen im Bereich der Laufbahn-
gruppe 1 ebenfalls enorm zu  
erhöhen und zusätzliche Einstel-
lungen im Tarifbereich vorzu-
nehmen.   
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